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Gesetzentwurf 

des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales 

Entwurf eines Siebten Gesetzes zur Änderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch 

und anderer Gesetze 

A. Problem und Ziel 

Das Vierte Buch Sozialgesetzbuch (SGB IV) enthält gemeinsame Regelungen für die 

Sozialversicherung, die regelmäßig der Anpassung bedürfen. Dieser Anpassungsbedarf 

besteht angesichts der zunehmenden Digitalisierungswege und -möglichkeiten in 

besondererWeise für die beitrags- und melderechtlichen Regelungen des SGB IV, aber auch 

für andere Sozialgesetzbücher, Sozialgesetze und Verordnungen. Weiterer Handlungsbedarf 

ergibt sich beispielsweise aus Vorgaben der Rechtsprechung oder aus Beschlüssen des 

Rechnungsprüfungsausschusses. Außerdem sollen Ziele des Koalitionsvertrages umgesetzt 

und Anregungen der Praxis aufgegriffen werden. Die Neuregelungen dienen auch der 

Kernzielsetzung des Sozialgesetzbuches, dass Leistungsberechtigte die ihnen zustehenden 

Sozialleistungen in zeitgemäßer Weise, umfassend und zügig erhalten. Schließlich müssen 

zur Rechtsbereinigung abgelaufene Übergangs- und sonstige Bestimmungen aufgehoben 

und redaktionelle Anpassungen durchgeführt werden. 

Im Wesentlichen sollen folgende Ziele mit dem Siebten Gesetz zur Änderung des Vierten 

Buches Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze erreicht werden: 

• Verbesserung bestehender Verfahren in der Sozialversicherung, 

• Fortentwicklung des Berufskrankheitenrechts in der gesetzlichen Unfallversicherung, 

• Schließen von Lücken im Leistungsrecht, 

• Schließen des Dienstordnungsrechts (DO-Recht). 

Die Bundeswahlbeauftragte für die Sozialversicherungswahlen 

schlägt vor, für die Sozialversicherungswahlen im Jahr 2023 die 

Möglichkeit von Online-Wahlen gesetzlich vorzusehen. Dadurch soll 

die Attraktivität und damit die Wahlbeteiligung an den 

Sozialversicherungswahlen erhöht werden. 

B. Lösung 

Eine Vielzahl der bestehenden Verfahren in der Sozialversicherung soll effektiver gestaltet 

und im Sinne der Digitalisierung und der Entbürokratisierung verbessert werden. Das 

Berufskrankheitenrecht wird systemgerecht weiterentwickelt, um es an verbesserte 

Möglichkeiten der Prävention und gestiegene Anforderungen an die Legitimation und 

Transparenz sozialrechtlicher Entscheidungen anzupassen. 

Die Unterstützung der Bundesagentur für Arbeit für Jugendliche nach Beendigung der 

Schulzeit wird ausgebaut. Teilnehmer an Präventionsmaßnahmen werden in den Schutz der 

Unfallversicherung einbezogen. Zeiten in Sonderversorgungssystemen internationaler 

Organisationen werden bei der Festlegung von Altersrentenansprüchen berücksichtigt. 

Das für die Sozialversicherungsträger zu Beginn des 20. Jahrhunderts konzipierte DORecht 

soll Anfang 2023 in seinem letzten Anwendungsbereich, der gesetzlichen 



Unfallversicherung, geschlossen werden. Das Dienstverhältnis der „DO-Angestellten“ beruht 

auf einem privatrechtlichen Arbeitsvertrag. Eine Dienstordnung als autonomes 

Satzungsrecht regelt die Ein- und Anstellungsbedingungen. Die Vergütung und 

Alterssicherung richtet sich entsprechend gesetzlicher Bestimmung nach den jeweiligen 

Beamtengesetzen. Das öffentliche Dienstrecht wird mit der Schließung des DO-Rechts als 

eine Sonderform der Beschäftigungsverhältnisse im öffentlichen Dienst vereinheitlicht. Die 

bestehenden Dienstordnungsverhältnisse bleiben unberührt. 

Im Rahmen eines Modellprojektes bei den Krankenkassen soll die 

Einführung von fakultativen Online-Wahlen bei den 

Sozialversicherungswahlen im Jahr 2023 erprobt werden. 

C. Alternativen 

Keine. 

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Haushalte des Bundes und der Träger der gesetzlichen Unfallversicherung 

Der Wegfall des Unterlassungszwangs als Anerkennungsvoraussetzung bei 

Berufskrankheiten führt für die Unfallversicherungsträger von Bund, Ländern und Gemeinden 

im Jahr 2021 zu Mehrausgaben von knapp 0,3 Millionen Euro, die im weiteren Zeitverlauf 

durch hinzutretende neue Fälle langfristig bis 2060 auf rund 3,8 Millionen Euro jährlich 

ansteigen. 

Der auf den Bund entfallende Anteil liegt im Jahr 2021 bei rund 0,07 Millionen Euro jährlich, 

langfristig bei rund 0,9 Millionen Euro jährlich und wird im Rahmen der bestehenden 

Haushaltsansätze des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales gegenfinanziert. 

Die Mehrausgaben bei den gewerblichen Berufsgenossenschaften belaufen sich im Jahr 

2021 auf rund 4,6 Millionen Euro und steigen im weiteren Zeitverlauf langfristig bis 2060 auf 

rund 60 Millionen Euro jährlich an. Die Mehrausgaben bei der Sozialversicherung für 

Landwirtschaft, Forsten und Gartenbau belaufen sich im Jahr 2021 auf rund 0,23 Millionen 

Euro und steigen im weiteren Zeitverlauf langfristig bis 2060 auf rund 3 Millionen Euro 

jährlich an. 

Diesen Mehrausgaben gegenüber stehen Minderausgaben bei den Leistungsaufwendungen 

durch die Auswirkungen gezielter Präventionsmaßnahmen, die von einem Betrag im 

niedrigen einstelligen Millionenbereich in den ersten Jahren mittel- bis langfristig zu einer 

Entlastung zwischen rund 20 bis zu rund 40 Millionen Euro jährlich ansteigen. 

Haushalt der Deutschen Rentenversicherung 

Durch die Einbeziehung Beschäftigter internationaler Organisationen entstehen in der 

gesetzlichen Rentenversicherung äußerst geringfügige Mehrausgaben in erster Linie durch 

die Erfüllung langjähriger Wartezeiten und in vereinzelten Fällen durch erstmalige 

Ansprüche. 

 

 

 

 



Modellprojekt Online-Sozialversicherungswahlen 

Für den Bund fallen für die wissenschaftliche Begleitung der 

Online-Wahlen bei den Sozialversicherungswahlen im Jahr 2023 

Kosten in Höhe von circa 120.000 Euro an, diese werden im 

Rahmen der bestehenden Haushaltsansätze des 

Bundesministeriums für Gesundheit gegenfinanziert.  

Für die Entwicklung der Wahlsoftware fallen einmalige Kosten an, 

die von allen Krankenkassen zu tragen sind. Die Höhe der Kosten 

kann im Vorfeld nicht beziffert werden, da der Aufwand für die 

Entwicklung der Software von den noch in der Rechtsverordnung 

vorzugebenden sicherheitstechnischen Anforderungen abhängig 

ist. 

 

E. Erfüllungsaufwand 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger Bürgerinnen und Bürger werden jährlich 

um rund 4 Millionen Stunden entlastet. 

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Für die Wirtschaft entsteht im Saldo eine jährliche Entlastung in Höhe von rund 139,3 

Millionen Euro, davon aus Informationspflichten 121,1 Millionen Euro. 

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Für die Verwaltung der Länder entsteht eine jährliche Entlastung von rund 23,1 Millionen 

Euro. Für die Verwaltung des Bundes und der Sozialversicherungsträger saldieren sich die 

jährlichen Entlastungen auf 30,5 Millionen Euro. Einmaliger Erfüllungsaufwand entsteht beim 

Bund und den Sozialversicherungsträgern in Höhe von rund 86,5 Millionen Euro und bei den 

Ländern in Höhe von 2 Millionen Euro. 

F. Weitere Kosten 

Auswirkungen auf Einzelpreise, auf das Preisniveau, insbesondere auf das 

Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten. 
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